Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 2333 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

140. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 6. Dezember 1967 

141. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 7. Dezember 1967 

142. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 8. Dezember 1967 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Hat sich der Bundeskanzler von der SPD über- 
Ertl zeugen lassen, daß die Politik der Stärke in 

der Außenpolitik nicht zum Erfolg führt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


2. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, um die Rechtslücken zu schließen, die 
es ausländischen Geheimdiensten straflos er- 
möglichen, in der Bundesrepublik Deutschland 
gegen dritte Staaten zu operieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 

3. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für zulässig, daß 
Dröscher im Rahmen eines vom Bund unterstützten 

Demonstrativbauprogramms in Bad Kreuznach 
ein gemeinnütziges Wohnungsbauunterneh- 
men (Heimstätte) mit 12 Bauherrn die Kauf- 
eigenheim- und Bewerberverträge bei Ver- 
tragsabschluß im Jahre 1965, als einige der 
Häuser bereits weitgehend fertiggestellt wa- 
ren und demnach ein Überblick über die Bau- 
kosten bestand, eine Kaufsumme von 86 000 
DM vereinbart hatte und am 4. Oktober 1967 
auf Grund einer vorläufigen Abrechnung, wo- 
bei kein Einzelnachweis über die Kosten ge- 
führt wird, 99 253 DM als Übernahmepreis 
verlangt? 


Drude: Buchdrudeerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 


4. Abgeordneter In welchem Verhältnis stehen die jetzt zu be- 
Matthöfer wältigenden Aufgaben der Bundesnotaufnah- 

mestelle in Berlin zu der Zahl der in dieser 
Dienststelle dort noch beschäftigten Beamten 
und Angestellten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


5. Abgeordneter Ist Vorsorge getroffen, daß die künftigen 

Dr. Schmidt deutschen Atomkraftwerke über eine ausrei- 

(Wuppertal) chende Uranversorgung zu internationalen 

Konkurrenzpreisen verfügen? 


6. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Treffen Berichte zu, wonach durch die Verzö- 
gerung der Verhandlungen seitens der Bun- 
desregierung mit den Denison Mines Ltd., 
Toronto, die das größte Uranerzvorkommen 
der westlichen Welt besitzen, sich inzwischen 
Japan die Hälfte der gegenwärtigen Förde- 
rung der Denison Ltd. gesichert haben und 
deswegen jetzt für Deutschland eine Uranver- 
sorgung nur noch unter wesentlich schlechteren 
Bedingungen möglich ist? 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


7. Abgeordneter Worauf ist es zurückzuführen, daß für die 
Strohmayr Sanierung des Gebäudes des Hauptzollamtes 

Köln dringend 750 000 DM erforderlich sind, 
obwohl der Bau erst vor wenigen Jahren er- 
richtet wurde? 


8. Abgeordneter Was ist bisher unternommen worden, um die 
Strohmayr Schuld- und Haftungsfrage wegen der in Fra- 

ge 7 erwähnten Schäden einwandfrei zu klä- 
ren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


9. Abgeordneter Welche Initiativen gedenkt die Bundesregie- 
Geldner rung zu ergreifen, um die Forderung des Bun- 

desgesundheitsministers zu erfüllen, Bund, 
Länder und Gemeinden sollten künftig in en- 
ger Zusammenarbeit mit der Bevölkerung alle 
Chancen zur Bekämpfung der Volks- und Zi- 
vilisationskrankheiten wahrnehmen? 
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10. Abgeordneter In welchen westdeutschen Großstädten werden 
Dr. Rutschke bereits mehr giftige Abgasbestandteile regi- 
striert als in vergleichbaren amerikanischen 
Städten? 

11. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß allein über 
Dr. Rutschke das Lebensmittelrecht der Gefahr zu begegnen 

ist, die darin liegt, daß von 100 Todesfällen 
angeblich annähernd 30 auf Erkrankungen zu- 
rückzuführen sind, die von der Ernährung be- 
einflußt werden? 

12. Abgeordneter Welche vorbeugenden Schutzmaßnahmen wur- 

Biechele den für die durch die Tollwut gefährdeten 

Menschen veranlaßt? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

13. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Ramms durch sorgsamere Koordinierung insbesondere 

der Straßen- und Tiefbauvorhaben zwischen 
Bund, Ländern, Städten und Gemeinden hohe 
Beträge eingespart werden könnten? 

14. Abgeordneter Ist auf Grund der Tätigkeit des am 30. Juni 

Ramms 1966 konstituierten Koordinierungsausschusses 

für Straßenbauplanung eine Verbesserung der 
Koordinierung eingetreten? 

15. Abgeordneter Welche Aufgaben hat die Bundesregierung 

Ramms dem Koordinierungsausschuß für Straßenbau- 

planung zugewiesen? 

16. Abgeordneter Sind Verhandlungen zwischen der Schweiz 

Reichmann und der Bundesrepublik Deutschland über die 

Errichtung einer zollfreien Straße von Weil 
(Rhein) nach Lörrach durch die Schweiz in- 
zwischen abgeschlossen? 

17. Abgeordneter Sind in den in Frage 16 erwähnten Verhand- 

Reichmann lungen Zeitpunkte zur Verwirklichung der 

zollfreien Straße vereinbart worden? 

18. Abgeordneter Bis wann kann mit der Einrichtung eines ge- 

Reichmann meinsamen deutsch-schweizerischen Zollamts 

in Weil (Rhein) gerechnet werden? 

Welche Konsequenzen ergeben sich für die 
Bundesregierung aus dem Urteil des Dritten 
Zivilsenats des Bundesgerichtshofes (Akten- 
zeichen III ZR 26/27) für den Bereich der Bun- 
desstraßen und Autobahnen, wonach die Mit- 
telgebirgsstraßen ausreichend vor Steinschlag 
geschützt werden müssen? 

20. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Deutsche Bun- 
Ertl desbahn nicht die Absicht, die Orte Holzkir- 

chen und Wolfratshausen an das im Bau be- 
findliche V-B ahnnetz anzuschließen? 


19. Abgeordneter 

Geldner 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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21. Abgeordneter 

Lemmridi 


22. Abgeordneter 

Dr. Rutschke 


23. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


24. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


25. Abgeordneter 

Dr. Enders 


26. Abgeordneter 

Opitz 


27. Abgeordneter 

Opitz 
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Wann legt die Bundesregierung dem Deut- 
schen Bundestag .den Bericht des Vorstandes 
der Deutschen Bundesbahn vom 30. Juni 1967 
vor, den der Bundesverkehrsminister ange- 
fordert hatte? 


Was geschieht mit den im Betrieb befindlichen 
Kraftfahrzeugen, wenn im Sommer 1968 die 
von der Bundesregierung angekündigte Ver- 
ordnung erlassen wird, wonach alle Hersteller 
von Kraftfahrzeugen gezwungen werden, Ab- 
gasreiniger einzubauen, wie das bereits bei 
einem Teil der nach den USA exportierten 
Fahrzeuge geschieht? 


Entspricht die in dem Brief des Präsidenten 
der Bundesbahndirektion Stuttgart an den Bür- 
germeister der Gemeinde Oberstenfeld vom 
25. November 1967 dargelegte Absicht, das 
Gelände der Bottwartalbahn nördlich von 
Steinheim zu verkaufen, dem langfristigen 
Verkehrsplan der Bundesregierung, in dem 
die Deutsche Bundesbahn auch in Zukunft das 
Rückgrat unseres Verkehrsnetzes sein soll? 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß bei der Stillegung der Strecke 
nördlich von Steinheim zwar alle Kosten ver- 
ursachenden Bahnanlagen abgebaut werden, 
jedoch das Gelände im Besitz der Deutschen 
Bundesbahn bleibt, um die Trasse für mögliche 
Entwicklungen in der Zukunft offenzuhalten? > 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung vorzubereiten, um eventuellen Schwie- 
rigkeiten vorzubeugen, die sich aus der Sper- 
rung der Zonen-Reichsbahnstrecke zwischen 
Dankmarshausen und Gerstungen für die ost- 
hessische Kaliindustrie in organisatorischer, 
betrieblicher oder finanzieller Hinsicht erge- 
ben könnten? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Bundes- 
bahndirektionen bei Vermietung von bundes- 
bahneigenen Immobilien an gewerbliche Un- 
ternehmer die bisherige Bruttomiete zur Netto- 
miete erklärt und darauf 10% Mehrwertsteuer 
verlangen? 


Hält die Bundesregierung die Berechnung der 
Bruttomiete für vermietete Immobilien durch 
die Bundesbahndirektionen für vereinbar mit 
den Bemühungen, bei der Einführung der 
Mehrwertsteuer die Nettopreise gegenüber 
den früheren Bruttopreisen angemessen zu 
senken? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt . 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


28. Abgeordneter Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung 
Westphal mit den obersten Jugendbehörden der Länder 

darüber verhandelt, das Förderungsprogramm 
für Erzieher in Wohnheimen der Jugendhilfe 
aus dem Bundesjugendplan in die Förderung 
durch die Länder zu überführen? 


29. Abgeordneter Haben die obersten Jugendbehörden der Län- 
Westphal der ihre Zuständigkeit für die Förderung des 

in Frage 28 erwähnten Programms pädago- 
gischer Hilfen in Jugendwohnheimen prinzi- 
piell anerkannt? 


JO. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Westphal Länder das in Frage 28 erwähnte Förderungs- 

programm im Jahre 1969 übernehmen werden, 
wenn es gelingen würde, auf Bundesebene 
für 1968 eine Ubergangsregelung zustande zu 
bringen? 


31. Abgeordneter Erhalten studentische Organisationen, die ge- 
Dr, Mommer gen die grundgesetzliche Ordnung in der Bun- 
desrepublik Deutschland agitieren, Unterstüt- 
zungen aus öffentlichen Kassen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


32. Abgeordneter Wie weit sind die Bemühungen gediehen, die 
Dröscher Rechtsverhältnisse der deutschen Zivilbedien- 

steten der alliierten Streitkräfte entsprechend 
den Beschlüssen des Deutschen Bundestages 
zu klären? 


33. Abgeordneter Welche Rolle spielen die Sendungen des baye- 
Matthöfer rischen Rundfunks für ausländische Arbeiter 

in der Bundesrepublik im Rahmen der Bemü- 
hungen des Auswärtigen Amtes, Kenntnisse 
der deutschen Sprache und deutscher demokra- 
tischer Institutionen im Ausland zu verbrei- 
ten? 


34. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Matthöfer Zusammenhang die jetzige Gestaltung der Sen- 

dungen des bayerischen Rundfunks in spani- 
scher Sprache? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


35. Abgeordneter 

Mertes 


36. Abgeordneter 

Mertes 


37. Abgeordneter 

Mertes 


38. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


39. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


Ist die Demonstration gegen die Notstands- 
gesetzgebung am Wohnort des Bundesinnen- 
ministers in Bensberg der einzige Anlaß für 
die angekündigte Prüfung von Änderungen 
des Versammlungsgesetzes, der etwaigen No- 
vellierung anderer damit im Zusammenhang 
stehenden sicherheitsgesetzlichen Bestimmun- 
gen wie des Hausfriedensbruchs und für er- 
neute Überlegungen über einen gesetzlichen 
Schutz der Privatsphäre von Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens? 

Welche Fälle sind der Bundesregierung be- 
kannt, die auch ihren anderen Mitgliedern An- 
laß zu der Befürchtung geben, daß die gelten- 
den sicherheitsrechtlichen Bestimmungen für 
ihren Schutz nicht ausreichen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Besorg- 
nisse, daß Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens bei einem Schutz der Privatsphäre vor 
Privatpersonen bevorzugt würden? 


Hält die Bundesregierung die gegenwärtige 
Regelung noch für angemessen, wonach auch 
in Grundsatzprozessen vor Verwaltungs-, Fi- 
nanz- und Sozialgerichten der Bürger, wenn 
er als Prozeßpartei unterliegt, die gesamten 
Kosten des Rechtsstreits zu tragen hat? 

Sind der Bundesregierung im zweiten Halb- 
jahr 1967 Vorfälle bekannt geworden, in denen 
ausländische Geheimdienste oder einzelne für 
diese Geheimdienste tätigen Personen unbe- 
fugt auf dem Boden der Bundesrepublik 
Deutschland tätig wurden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


40. Abgeordneter 

Strohmayr 


Sind in nächster Zeit durch die Erhöhung der 
Einheitswerte steuerliche Auswirkungen zu 
erwarten? 


4L Abgeordneter 

Ertl 


Wie lange beabsichtigt die Bundesregierung, 
die Ergänzungsabgabe beizubehalten? 


42. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die sehr 
Krammig erheblichen Lagerbestände in den deutschen 

Obstverschlußbrennereien (besonders Wein- 
brennereien) steuerlich höher belastet werden 
als gleichartige ausländische Erzeugnisse, die 
sich am 1. Januar 1968 im Inland in Zollauf- 
schublagern befinden, weil die inländischen 
Bestände mit dem derzeitigen Höchstsatz der 
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43. Abgeordneter 

Krammig 


44. Abgeordneter 

Krammig 


45. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


46. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


47. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


48. Abgeordneter 

Berberich 


49. Abgeordneter 

Wolf 


50. Abgeordneter 

Wolf 


Branntweinaufschlagspitze (= dem Monopol- 
ausgleich) von 93 DM je Hektoliter reinem Al- 
kohol belastet bleiben, während für die aus- 
ländischen Spirituosen in Zollaufschublagern 
nach den zollrechtlichen Bestimmungen der 
neue Satz des Monopolausgleichs in Anspruch 
genommen werden kann, der durch Einführung 
der Mehrwertsteuer zum 1. Januar 1968 auf 
77 DM je Hektoliter reinem Alkohol sinkt? 

Erkennt die Bundesregierung einen Erstat- 
tungsanspruch in Höhe der Differenz zwischen 
der Belastung der Lagerbestände inländischer 
und ausländischer Spirituosen an? 

Wird die Bundesregierung rechtzeitig die er- 
forderlichen Maßnahmen veranlassen, um die 
in Frage 42 erwähnte unterschiedliche Be- 
lastung auszugleichen? 

Hält die Bundesregierung die Beurteilungs- 
richtlinien in der Bundesfinanzverwaltung 
noch für personal- und sachgerecht? 

Welche besonderen Umstände haben die Bun- 
desregierung veranlaßt, in der Brennereiord- 
nung für Abfindungsbrennereien ein neues, 
sehr kompliziertes Brennbuch vorzuschreiben, 
nachdem die einschlägigen Vorschriften Jahr- 
zehnte hindurch viel einfacher gehalten waren 
und ein Brennbuch nur in Ausnahmefällen 
geführt werden mußte? 


Was veranlaßte die Bundesregierung, für den- 
selben Vorgang doppelte Angaben zu verlan- 
gen, nämlich zunächst in der detaillierten Ab- 
findungsanmeldung vor Beginn des Brennens 
und dann nochmals in 20 Spalten des neuen 
Brennbuches? 

Welche Personaleinsparungen erhofft sich die 
Bundesregierung bei dem im Außendienst tä- 
tigen Aufsichtspersonal durch die Auflage zur 
Brennbuchführung, wie sie von Abgeordneten 
Dr. Hauser in Fragen 46 und 47 angesprochen 
wurde? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Fi- 
nanzausgleich zwar bei Stationierung einer 
Bundeswehrgarnison, nicht aber bei Belegung 
mit einer nichtdeutschen Garnison gewährt 
wird? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß ein Unterschied zwischen der Gewährung 
eines Ausgleichs an Städte mit Bundeswehr- 
garnisonen und mit nichtdeutschen Garnisonen 
gemacht wird? 
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51. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Wolf für den Fall, daß eine Ausgleichung der Folge- 

kosten nicht möglich sein sollte, darauf hinzu- 
wirken, daß bei einem Finanzausgleich zwi- 
schen dem Land und der Gemeinde der aus- 
ländische Bevölkerungsanteil zahlenmäßig be- 
rücksichtigt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


52. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


53. Abgeordneter 

Weigl 


54. Abgeordneter 

Weigl 


55. Abgeordneter 

Junghans 


56. Abgeordneter 

Junghans 


Hält es die Bundesregierung für angebracht, 
daß die Deutsche Bundesbank und ihre nach- 
geordneten Landeszentralbankcn eine ganze 
Reihe von Nebenstellen aufzulösen beabsich- 
tigt, statt in aufstrebenden Landschaften — so 
dem Landkreis Bühl/Baden, der im Zentrum 
des EWG-Raumes liegt — wenigstens die wei- 
tere wirtschaftliche Entwicklung abzuwarten 
und so nicht jetzt in Frage zu stellen, was im 
genannten Fall das Bundesland Baden-Würt- 
temberg mit seinen besonderen Förderungs- 
maßnahmen für das Oberrheingebiet unter 
sehr namhaftem finanziellen Einsatz aufgebaut 
hat? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
über die Förderung von Orten zentraler Be- 
deutung (Bundesausbauorte) der größtmög- 
liche Erfolg zur Stärkung wirtschaftsschwa- 
cher Gebiete in den Zonenrand- und Bundes- 
ausbaugebieten erreicht werden kann, zumal 
die Erfahrungen der Vergangenheit gezeigt 
haben, daß die Ausweitung einheimischer und 
die Ansiedlung neuer Industriebetriebe Ge- 
meinden bestimmter Größenordnungen vor- 
aussetzen, die auch die notwendigen Folge- 
maßnahmen (z. B. ein ausgebautes Schulwe- 
sen, stärkeren Wohnungsbau usw.) finanziell 
bewältigen können? 

Gedenkt die Bundesregierung bei der Schaf- 
fung neuer Bundesausbauorte die bayerischen 
Regierungsbezirke Oberpfalz und Niederbay- 
ern besonders zu berücksichtigen, nachdem 
diese Gebiete infolge weitgehend fehlender 
Kristallisationspunkte in Zeiten wirtschaftli- 
cher Rezession immer der Gefahr größerer 
Arbeitslosigkeit ausgesetzt sind? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
bis zum 1. Januar 1968 eine Gesamtgesell- 
schaft für die Steinkohle im Ruhrgebiet auf 
freiwilliger Basis gegründet werden kann? 

Beabsichtigt die Bundesregierung unter Rück- 
sichtnahme auf die normale Dauer des parla- 
mentarischen Gesetzgebungsverfahrens, recht- 
zeitig dem Parlament in Ergänzung des Kohle- 
anpassungsgesetzes einen offiziellen Entwurf 


Fragesteller hat sich mit 
z schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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vorzulegen, um notfalls die Grundlage für ei- 
nen gesetzlichen Zusammenschluß der Berg- 
bauunternehmen an der Ruhr zu schaffen? 

57. Abgeordnete Hält die Bundesregierung eine Erhöhung der 

Frau Funcke Verbraucherpreise für Wasser um volle 5°/o 

und für Strom und Gas um 10°/o auf Grund 
des Mehrwertsteuergesetzes für vertretbar? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


58. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Rechts- 
verordnung zu klären, daß alle landwirtschaft- 
lichen Interventionspreise nach Einführung 
der Mehrwertsteuer Nettopreise sind, zu de- 
nen der Mehrwertsteuersatz an die Anbieter 
zu zahlen ist? 


59. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei Inkrafttreten 
Peters der Mehrwertsteuer bei allen agrarischen Im- 

(Poppenbüll) porten die Einfuhrsteuer in Höhe des Mehr- 
wertsteuersatzes erheben? 


60. Abgeordneter Kann die Bundesregierung eine Auskunft 
Peters darüber geben, wie hoch die landwirtschaftli- 

(Poppenbüll) chen Bedarfsgüter: Gasöl, Kunstdünger, Pflan- 
zenschutzmittel, Schlepper, landwirtschaftliche 
Maschinen, Neubau von Wirtschaftsgebäuden, 
Maschinenreparaturen und Gebäudereparatu- 
ren bisher mit kumulativer Umsatzsteuer be- 
lastet sind? 


61. Abgeordneter Kann die Bundesregierung über Verlauf und 
Biechele Ausbreitung der Tollwut, von der vor allem 

Baden-Württemberg betroffen ist, Auskunft 
geben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


62. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich eine 
Geldner Reihe von Heilbädern Sorgen wegen zu erwar- 

tender Einbußen in den beiden letzten Mona- 
ten dieses Jahres machen, weil die früher von 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestell- 
te ausgehende zusätzliche Winterbelegung 
ausfällt? 


63. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 

Maucher Höhe bisher Mittel für die Forschung der 

orthopädisch-technischen Entwicklung von der 
Unfallberufsgenossenschaft bereitgestellt wur- 
den? 
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64. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
Maucher geben, wie hoch die Zahl der Berufsunfallge- 

schädigten ist, die orthopädisch zu versorgen 
sind? 


65. Abgeordneter Trifft es zu, daß die deutschen Krankenkassen 
Burger für die in Italien lebenden Familienangehöri- 

gen versicherter Gastarbeiter je anspruchsbe- 
reditigte Person einen Pauschbetrag von jähr- 
lich 421,92 DM im Jahre 1965 abzuführen hat- 
ten? 


66. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Höhe 

Burger des in Frage 65 erwähnten Kostenersatzes, 

nachdem in dem jetzt vorliegenden Jahrbuch 
der Nationalen Anstalt für Krankenversiche- 
rung Italiens die Ausgaben für Sachleistungen 
je anspruchsberechtigte Person bei der Ver- 
sicherungskategorie Industrie, von der bei der 
Ermittlung der Pauschbeträge ausgegangen 
wird, mit 173,30 DM im Jahre 1965 angegeben 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


67. Abgeordneter 

Böhm 


68. Abgeordneter 

Böhm 


69. Abgeordneter 
Böhm 


70. Abgeordneter 

Spitzmüller 


71. Abgeordneter 

Kubitza 


Treffen Meldungen des Donau Kurier vom \ 
28. November 1967 zu, daß in der Gemarkung 
der Gemeinde Gaimersheim (Landkreis Ingol- 
stadt) ein Korps-Depot errichtet werden soll? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 
völkerung des Wirtschaftsraumes Ingolstadt 
über dieses militärische Vorhaben stark beun- 
ruhigt ist und maßgebende Vertreter des öf- 
fentlichen Lebens sich entschieden dagegen 
ausgesprochen haben, weil eine wesentliche 
Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung dieser Region befürchtet wird? 


( Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Wenn entsprechend der Frage 67 der Bau 
eines Korps-Depot vorgesehen ist, hat die 
Bundesregierung mit Rücksicht auf die große 
Zahl militärischer Anlagen im Raum Ingol- 
stadt die Auswirkungen auf die regional-wirt- 
schaftliche Entwicklung bedacht und geprüft? ' 


Hat die Bundesregierung inzwischen Maß- 
nahmen eingeleitet, um die angeblich mangel- 
hafte Munition, die Pressemitteilungen zufol- 
ge von der Bundeswehr gesperrt wurde, ganz 
oder teilweise reparieren zu lassen? 


Läßt sich feststellen, wer für die Beschaffung 
der angeblich fehlerhaften Munition der Bun- 
deswehr verantwortlich ist? 
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72. Abgeordneter Auf welche Weise gedenkt die Bundesregie- 

Kubitza rung die Verantwortlichen für die in Frage 71 

aufgezeigte Fehlentwicklung zur Rechenschaft 
zu ziehen? 

73. Abgeordneter Welche Regreßmöglichkeiten bestehen wegen 

Kubitza der in Frage 71 erwähnten Munition für die 

Bundesrepublik? 

Ist es zutreffend, daß Pressemitteilungen zu- 
folge sämtliche Splitterhandgranaten, die es 
gegenwärtig in der Bundeswehr gibt, ein gros- 
ser Teil der Bestände an Sprenghandgranaten, 
sämtliche Vorräte der leichten Panzerfaust- 
granate 44, sämtliche Panzerfäuste vom Typ 
„Carl-Gustav“, ein großer Teil der 1 05-Milli- 
meter-Munition für die Bordkanone des Leo- 
pard-Panzers, sämtliche 81 -Millimeter-Mörser- 
munition, ein Teil der Munitionsbestände für 
die Artillerie mit der größten Reichweite, die 
175-Millimeter-Feldkanone SF (M 107) und 
kleinere Posten zahlreicher verschiedener Mu- 
nitionssorten gegenwärtig von der Bundes- 
wehr für jeglichen Gebrauch gesperrt sind? 

75. Abgeordneter Seit wann müssen die in Frage 74 erwähnten 

Schultz Munitionssorten gesperrt oder sogar ausge- 

(Gau- sondert werden? 

Bischofsheim) 

76. Abgeordnetei 

Schultz 
(Gau- 

Bischofsheim) 


Bonn, den 1. Dezember 1967 


Welche Firmen sind an der Herstellung der 
in Frage 74 erwähnten angeblich fehlerhaften 
Munition beteiligt gewesen? 


74. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 


11 



